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Zwischen Parlamenten und Gerichtsbehör-
den bestehen zahlreiche Berührungspunkte:
Parlamente nehmen die Wahl und Wieder-
wahl der Richterinnen und Richter vor, sie
üben die Aufsicht über die obersten Justiz-
behörden aus und sie legen über das Budget
die Mittel für die Ausstattung der Justiz
fest. Zunehmend wird das Verhältnis zwi-
schen Justiz und Parlament auch in der
Öffentlichkeit diskutiert; in letzter Zeit hat
vor allem die Frage zu reden gegeben, ob
die Bundesversammlung im Rahmen ihrer
Aufsichtskompetenz ungebührliches Verhal-
ten von Mitgliedern des Bundesgerichts
sanktionieren darf. Weniger spektakulär,
aber im demokratischen Verfassungsstaat
nicht minder bedeutsam sind die in der
aktuellen Ausgabe dieser Zeitschrift disku-
tierten Probleme der Richterwahlen durch
das Parlament.
In der Schweiz werden Richterinnen und
Richter in der Regel durch die Parlamente
gewählt. Nicht mehrheitsfähig ist die
Zuständigkeit von Exekutivbehörden – im
Bund ist die Kompetenz des Bundesrates für
die Wahl der Mitglieder von eidgenössischen
Rekurskommissionen blosses Intermezzo
geblieben, denn der Gesetzgeber hat es sich
anlässlich der Totalrevision der Bundes-
rechtspflege nicht nehmen lassen, auch die
Wahl der erstinstanzlichen Bundesrichter
dem Parlament zu übertragen. Richterwah-
len werden demnach in der Schweiz nicht
als Verwaltungsgeschäfte verstanden, son-
dern als Wahlakte, die dem Primat des Vol-
kes bzw. der Volksvertretung bei der Einset-
zung der obersten Staatsgewalten Ausdruck
verleihen und gleichzeitig die direkte demo-
kratische Legitimation der Amtsträger
bezwecken. Dass damit eine gewisse Politi-
sierung der Richterwahlen einhergeht, wel-
che die richterliche Unabhängigkeit relati-
viert, liegt auf der Hand. 

Ist dieser Zustand nun "Chance oder Risi-
ko?" (Alain Fischbacher). Die vorliegenden
Beiträge beleuchten die Problematik der
Richterwahlen durch das Parlament aus ver-
schiedenen Optiken. Während die Spannung
zwischen demokratischer Legitimation der
Richterschaft und der Gefahr ihrer parteipo-
litischen Instrumentalisierung zumindest
punktuell aufscheint, bleibt die Kritik mode-
rat: Überwiegend der Tenor, dass das
Schweizer System der Richterwahl durch
Parlamente "unter all den denkbaren unvoll-
kommenen Systemen wohl immer noch das
am wenigsten unvollkommene" (Hansjörg
Seiler) darstelle, und erkennbar das Bestre-
ben in Bund und Kantonen, Demokratieprin-
zip und richterliche Unabhängigkeit zu
einem möglichst schonenden Ausgleich zu
bringen, auch wenn die dazu gewählten
Mittel und Argumente teilweise diametral
auseinandergehen: Während der Kanton
Freiburg die Qualität der Justiz und die Ent-
politisierung des Wahlverfahrens durch
Schaffung eines ausserparlamentarischen
Wahlvorbereitungsorgans (Coseil de la magi-
strature) zu sichern versucht, wurde eben
dieses Vorgehen im Bund mit der Begrün-
dung verworfen, das Richterwahlverfahren
dürfe nicht entpolitisiert und die Auswahl
nicht in die Kompetenz eines ausserparla-
mentarischen Organs gelegt werden... 
Unbesehen dieser positiven Einschätzungen
zeigt die Wahlpraxis in Bund und Kantonen,
dass parlamentarische Auswahlverfahren
oftmals wenig transparent sind, so dass in
der Öffentlichkeit berechtigte Zweifel an der
Chancengleichheit der Kandidierenden und
an der Rationalität des Wahlvorgangs beste-
hen. Die Wahlverfahren und Auswahlkrite-
rien sind nur in Ansätzen formalisiert, und
frei werdende Richterstellen werden nicht
immer öffentlich ausgeschrieben; die Aus-
schreibung wäre aber ein Mittel, um die
Abhängigkeit der Wahlgremien von zufälli-

gen Kenntnissen und Empfehlungen zu
beseitigen und den Kreis der Interessierten
zu öffnen. Auch wenn hier schrittweise Ver-
besserungen eingeführt werden, bleibt doch
der Makel bestehen, dass parteilose Kandi-
daten auch bei hervorragender Qualifikation
im Abseits stehen. – Man ist jedenfalls auf
die vielversprechend begonnene Arbeit der
neuen Gerichtskommission des Bundes
gespannt; sie wird ihre Bewährungsprobe
mit den Wahlen ans neue Bundesverwal-
tungsgericht noch zu bestehen haben.
So oder anders ungelöst bleibt die Frage der
Wiederwahl: Kann die regelhaft erforderliche
Bestätigungswahl zu einem Referendum
über die Rechtsprechung werden, sind sach-
widrige Beeinflussungen nicht ausgeschlos-
sen. In einer rechtsstaatlichen Demokratie
müssen Richterinnen und Richter es sich
aber leisten können, auch unbequeme Ent-
scheidungen zu treffen, mit denen sie sich in
Widerspruch zu den Erwartungen jener Kräf-
te setzen, denen sie ihre Wahl verdanken.
Die Diskussion der parlamentarischen Wahl-
verfahren ist wichtig und notwendig; viel
wichtiger ist es aber, die Richterinnen und
Richter nach ihrer Wahl von jeglichen par-
teipolitischen Verpflichtungen und Erwar-
tungen frei zu stellen. Der Kanton Freiburg
weist hier den Weg: Er hat mit der Totalrevi-
sion seiner Verfassung die parlamentari-
schen Wahlkompetenzen ausgebaut, gleich-
zeitig aber das Wiederwahlerfordernis für
Richterinnen und Richter abgeschafft und
entsprechende Kompetenzen des Grossen
Rates beschnitten – wer zieht mit? 
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